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Vereinssatzung des gemeinnützigen eingetragenen Vereins 

Zierfischfreunde Göppingen e.V. 
 
§ 1  Name, Sitz, Geschäftsjahr 
(1)  Der Verein führt den Namen „Zierfischfreunde Göppingen e.V.“ 

(2)  Er ist in das Vereinsregister unter der Nr. VR 530443 eingetragen. 

(3)  Der Verein hat seinen Sitz in Göppingen. 

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2  Zweck und Gegenstand des Vereins 
(1)  Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-

schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2)  Zweck des Vereins ist Förderung der Fischzucht und der Pflanzenzucht, der Aquaristik und 
Terraristsik (vgl. § 52 II Nr. 23 AO) sowie die Förderung des Tierschutzes und des Naturschut-
zes.  
Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch regelmäßige Versammlungen mit Vor-
trägen und Aussprachen innerhalb des Vereins, sowie durch Treffen, Veranstaltungen und Aus-
stellungen zur Information befreundeter Vereine und von sonstigen Personen, die an den Inhal-
ten und Zielen des Vereins fachlich interessiert sind oder dafür interessiert werden können. 

(3)  Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(4)  Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglie-
der erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

(5)  Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch un-
verhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 3  Erwerb der Mitgliedschaft 
(1)  Ordentliches Mitglied des Vereins kann jeder unbescholtene Aquarien- und Terrarienliebhaber 

werden. Der Aufnahmeantrag ist schriftlich an das Präsidium zu richten. Minderjährige bedürfen 
der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters. 

(2)  Mit dem Antrag erkennt der Bewerber für den Fall seiner Aufnahme die Satzung an. Ein Auf-
nahmeanspruch besteht nicht. 

(3)  Über die Aufnahme eines ordentlichen Mitgliedes entscheidet das Präsidium durch Beschluss. 
Die Entscheidung ist dem Antragsteller mitzuteilen; sie bedarf keiner Begründung. Lehnt das 
Präsidium den Aufnahmeantrag ab, so steht dem Betroffenen die Berufung zur Mitgliederver-
sammlung zu. Diese entscheidet endgültig. 

(4)  Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Aufnahmebeschluss. 

(5)  Der Verein kann Ehrenmitglieder ernennen. Ehrenmitglieder werden vom Präsidium vorge-
schlagen und von der Mitgliederversammlung gewählt. 

 

§ 4  Rechte und Pflichten der Mitglieder 
(1)  Die Mitglieder sind verpflichtet, die Ziele und Interessen des Vereins nach Kraft und Fähigkeit 

zu unterstützen sowie die Beschlüsse und Anordnungen der Vereinsorgane zu befolgen. Die 
Mitglieder sollen die Mitgliederversammlungen regelmäßig besuchen. 
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(2)  Die Mitglieder sind berechtigt, die Vereinsbibliothek, sowie die Einrichtungen und Gegenstände 
des Vereins zu benutzen und an sämtlichen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen. Ihnen 
stehen alle Vorteile, die ihnen der Verein zur Ausübung ihrer Liebhaberei verschaffen kann zur 
Verfügung. 

(3)  Sämtliche volljährigen Mitglieder haben in der Mitgliederversammlung gleiches Stimmrecht. 
Jugendliche unter 18 Jahren besitzen kein Stimmrecht. Eine Übertragung des Stimmrechts ist 
nicht zulässig. 

 

§ 5  Beendigung der Mitgliedschaft 
(1)  Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austrittserklärung, Ausschluss oder Streichung der Mit-

gliedschaft. 

(2)  Der Austritt ist gegenüber dem Präsidium schriftlich zu erklären. Der Austritt ist unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderjahres zulässig. Zur Einhal-
tung der Frist ist rechtzeitiger Zugang der Austrittserklärung an ein Mitglied des Präsidiums er-
forderlich. 

(3)  Der Ausschluss aus dem Verein ist nur bei wichtigem Grund zulässig. Ein wichtiger Grund liegt 
insbesondere dann vor, wenn sich das Mitglied einer unehrenhaften Handlung schuldig macht, 
durch sein Verhalten das Ansehen des Vereines schädigt oder den Zielen desselben trotz Ver-
warnung vorsätzlich und beharrlich zuwiderhandelt. Über den Ausschluss entscheidet das Prä-
sidium mit Stimmenmehrheit. Die Entscheidung ist dem Mitglied durch eingeschriebenen Brief 
mitzuteilen. 
Das Mitglied hat das Recht, hiergegen binnen einer Frist von 14 Tagen nach Zustellung des 
Ausschlussbeschlusses durch Schreiben an den 1. oder 2. Vorsitzenden die Entscheidung der 
Mitgliederversammlung herbeizuführen.  
Die nächste ordentliche Mitgliederversammlung entscheidet in geheimer Wahl endgültig über 
den Ausschluss. Bis zu Entscheidung der Mitgliederversammlung darf das Mitglied an allen 
Veranstaltungen des Vereins nicht mehr teilnehmen, auch ist ihm die Benutzung der Vereins-
einrichtungen untersagt. 

(4)  Die Streichung der Mitgliedschaft kann erfolgen, wenn das Mitglied mit mehr als einem Jahres-
beitrag im Rückstand ist und den rückständigen Betrag auch nach schriftlicher Mahnung nicht 
innerhalb von einem Monaten von der Absendung der Mahnung entrichtet.  
Die Mahnung muss in Form eines E-Mails an die letzte dem Verein bekannte E-Mail-Adresse 
oder mit Brief an die letzte dem Verein bekannte Anschrift des Mitglieds gerichtet sein. In der 
Mahnung muss auf die bevorstehende Streichung der Mitgliedschaft hingewiesen werden. Die 
Mahnung ist auch wirksam, wenn die Sendung als unzustellbar zurückkommt. Die Streichung 
erfolgt durch Beschluss des Präsidiums, der dem betroffenen Mitglied nicht bekannt gemacht 
wird. 

(5)  Ausgeschiedene Personen verlieren jeden Anspruch auf die o.g. Mitgliedschaftsrechte. 

 

§ 6  Mitgliedsbeiträge 
(1)  Die Mitgliedsbeiträge sind jährlich im Voraus zu bezahlen. Sie sind im 1. Vierteljahr des jeweili-

gen Kalenderjahres in voller Höhe zur Zahlung fällig.  

(2)  Die Höhe der Mitgliedsbeiträge bestimmt die Mitgliederversammlung. 

(3)  Der Beitrag ist auch im Eintrittsjahr in voller Höhe zu entrichten. 

(4)  Das Präsidium kann Beiträge stunden oder ganz oder teilweise erlassen. 

(5)  Eine Aufnahmegebühr wird nicht erhoben. 

(6)  Die Mitglieder sind verpflichtet, außerordentliche Beiträge in der Form von Umlagen zu leisten, 
sofern dies zur Bewältigung besonderer durch den Vereinszweck gedeckter Vorhaben erforder-
lich ist. Hierzu ist ein Beschluss der Mitgliederversammlung, die der Anwesenheit von mind.  
50 % der Mitglieder bedarf, erforderlich. 
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§ 7  Organe des Vereins 
 Organe des Vereins sind: 

 a) das Präsidium, 

 b) die Mitgliederversammlung. 

 

§ 8 Präsidium 
(1)  Das Präsidium besteht aus dem 1. Vorsitzenden, dem 2. Vorsitzenden als dessen Stellvertreter 

und dem Ausschuss. Dem Ausschuss gehören der Schriftführer, der Kassenwart, der Wirt-
schaftsführer, der Fischwart, sowie ein Beisitzer an. 

(2)  Das Präsidium wird von der Mitgliederversammlung in geheimer Wahl gewählt. Eine Wieder-
wahl ist möglich. Die Amtsdauer beträgt zwei Jahre. Verschiedene Präsidiumsämter können 
nicht in einer Person vereinigt werden. 

 In Jahren mit gerader Jahreszahl findet die Wahl des 1. Vorsitzenden, des Schriftführers, des 
Wirtschaftsleiters und des Fischwarts statt.  
 
In Jahren mit ungerader Jahreszahl findet die Wahl des 2. Vorsitzenden, des Kassenwarts und 
des Beisitzers statt. 

(3)  Das Amt eines Mitglieds des Präsidiums endet mit seinem Ausscheiden aus dem Verein. 
Scheidet ein Mitglied vor Ablauf seiner Amtsdauer aus, wählt das Präsidium ein Ersatzmitglied 
für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds. 

(4)  Präsidiumssitzungen sind schriftlich, elektronisch oder telefonisch mit einer Frist von mindes-
tens 2 Tagen einzuberufen. Das Präsidium ist beschlussfähig, wenn mindestens 3 Mitglieder 
anwesend sind. Das Präsidium fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Über die Sitzung 
des Präsidiums hat der Schriftführer eine Niederschrift zu fertigen, die vom Versammlungsleiter 
und dem Schriftführer zu unterschreiben ist. 

 

§ 9  Vorstand i.S.d. § 26 BGB 
(1)  Vorstand i.S.d. § 26 BGB sind nur der 1. Vorsitzende und der 2. Vorsitzende.  

(2)  Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich in allen Vereinsangelegenheiten durch zwei 
Vorstandsmitglieder vertreten. 

 Der Vorstand ist berechtigt, über Ausgaben bis zu 250 € vierteljährlich zu verfügen, über höhere 
Beträge entscheidet die nächste Präsidiumssitzung. Die Vertretungsmacht des Vorstandes ist 
(ohne Wirkung gegen Dritte) in der Weise beschränkt, dass zum Erwerb oder Verkauf, zur Be-
lastung und zu allen sonstigen Verfügungen über Grundstücke oder grundstücksgleiche Rechte 
sowie zur Aufnahme eines Kredits von mehr als € 250 pro Vierteljahr (in Worten: zweihundert-
fünfzig) die Zustimmung des Präsidiums erforderlich ist. 

 

§ 10  Mitgliederversammlung 
(1)  Die Mitgliederversammlung ist einzuberufen, 

a) wenn es das Interesse des Vereins erfordert, 

b) mindestens einmal jährlich, möglichst im ersten Quartal des Kalenderjahres (ordentliche 
Mitgliederversammlung), 

d) wenn die Einberufung von einem Viertel aller Mitglieder unter Angabe des Zwecks und 
der Gründe verlangt wird. 

(2)  Das Präsidium hat der vorstehend unter Abs. 1 Buchstabe b) zu berufenden Versammlung ei-
nen Jahresbericht und eine Jahresrechnung vorzulegen; die Versammlung hat über die Entlas-
tung des Präsidiums Beschluss zu fassen. 
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(3)  Die Mitgliederversammlung ist vom Präsidium schriftlich oder elektronisch unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat einzuberufen. Die Frist beginnt mit der Absendung der Einladung 
an die letzte bekannte Mitgliederanschrift. Die Einberufung der Versammlung muss den Gegen-
stand der Beschlussfassung bezeichnen. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor 
dem Tag der Mitgliederversammlung beim Präsidium schriftlich beantragen, dass weitere Ange-
legenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der Versammlungsleiter hat 
sodann zu Beginn der Versammlung die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. Über An-
träge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt werden, 
beschließt die Mitgliederversammlung. 

(4) Die Mitgliederversammlung beschließt insbesondere über: 

a) die Genehmigung der Jahresrechnung, 

b) die Entlastung des Präsidiums, 

c) die Wahl des Präsidiums, 

d) Satzungsänderungen, 

e) die Festsetzung der Höhe der Mitgliedsbeiträge, 

f) Anträge des Präsidiums und der Mitglieder, 

h) die Auflösung des Vereins 

(5)  Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Mitglieder beschlussfähig. 

(6)  Sämtliche volljährigen Mitglieder haben in der Mitgliederversammlung gleiches Stimmrecht. 
Jugendliche unter 18 Jahren besitzen kein Stimmrecht. Eine Übertragung des Stimmrechts ist 
nicht zulässig. 

(7)  Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der erschienenen Mitglieder. Stimmenthal-
tungen der erschienenen Mitglieder bleiben unberücksichtigt. Bei Stimmengleichheit gilt ein An-
trag als abgelehnt.  
Zu einem Beschluss über die Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von drei Vierteln der Ver-
einsmitglieder, zu einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung enthält, ist eine Mehrheit 
von drei Vierteln der erschienenen Mitglieder erforderlich. 

(8)  Es wird durch Handzeichen abgestimmt. Auf Antrag von mindestens einem Anwesenden ist 
schriftlich und geheim abzustimmen.  

(9)  Über die in der Versammlung gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift durch den Schriftfüh-
rer aufzunehmen. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden der Versammlung und dem Protokoll-
führer zu unterschreiben. Wenn mehrere Vorsitzende tätig waren, unterzeichnet der letzte Ver-
sammlungsleiter die ganze Niederschrift. Jedes Mitglied ist berechtigt, die Niederschrift einzu-
sehen. 

 

§ 11  Auflösung des Vereins 
(1)  Der Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aufgelöst werden. 

(2)  Die Liquidation erfolgt durch das Präsidium. 

(3)  Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt das Vereins-
vermögen an die Stadt Göppingen, die es unmittelbar und ausschließlich für gleiche oder sons-
tige gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 


